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In einer Anfrage der Abg.l)r~P f e i f e I' und Genossen, 

'betreffend d·ie Wahrung 'ler Einheitlichkeit der Rechtspreohung allf 

dElm Gebiete d~S Arbeitsreohtes (Di~nstrechtes), wurde der Justizminister 

um die Mitteilung gebeten, ob er bereit sei, sowohl in der umstri ttenen 

Frage der Wirku~ der gnadenweisen Nachsicht der Sühne!olgen des 

§ 16 1it .. b VG.1947 (liD. öffentliohen Dienst) als auch in ·der ebenso um... .. 

stri ttenen Frage der Zuständigkei t der Gerichte zur Entsoheidung über die 

GUltigkeit einer Entlassung oder Kündigung eines der Wehrmachtsohutzver­

tit'dnung unterliegenden Dienstnellmers zur Wa.hrung der Einheitlich~(eit der 
Rechtspreohung Plenarbesch1üsse des Obersten Gerichtshofes. 
zu 'Qean tragen. 

Bundesminister für Justiz Dr. Ger ö hat die Anfrage wie 

folgt beantwortet. 

1. Naoh der am 1.8.1872 gener~igten Instruktion, mit der das 

Spr\1ohrepertorium geschaffen wurde, ist nur danndie Entscheidung eines . , . 

aus 15 Mi~g1iedern bestehenden Plenarsenates erforderlioh, wenn von einer 

in das Spruohrepertorium eingetragenen Entscheidung abgegange~ werden 80).1 0 

An andere, nicht in das Spruchrepertorium oder in das Judikaten';mch ein-

getragene Entsoheidungen ist der Oberste Ger~chtshof nicht gebunden, und 

es bedarf daher einAb~ehen desselben oder eines anderen Senates von einer . 
i in einer f~üheren nicht eingetragenen Entscheidung festgelegten Rechtsan-

I • 

sicht keiner Besohlussfassung des Plenarsenateso 

2. Das. Bundesministerium für Justiz hat die in der Fr<'i.i~.:-e der 

.irkung einer gnadenweisen Nachsicht qer Sühnefolgen 4es § 18 lit~ b VG.lj47 

und in der :Frage der Zuständigkeit zur Entscheidung über die Gin tigkei t 

einer auf Grund des Wirtschaftssäuberungsgesetzes ausgesprochenen Ent­

lassung oder Kündigung eines der Verordnung DRGB1. I 1939 S~1683 unter~ 

liegenden Dienstnehmers ergangenen Entscheidungen des Obersten Gerichts-

. höfes geprüft und ist zu dem Ergebnis gelangt, dass derzeit ein Anlass zur 

.. \ntragstallung 18 Sinne des § 16 1i t .. f des Patentes vom 7 .. ,August 1850 9 

RGlH. Nr.325, nicht besteht. 
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I. 

Beiblatt 20.November 1953 

In d.er ersten Frage hat der Oberste Gerichtshof in keine".. seiner 

Entseheidungen (3 Ob 721/51 vom 6.2.1952 t 4 Ob 70/52 vom 10.6.1952, 4 Ob 

89/'2 vom 25.11.1952 und 4 Ob 148/53 vom 15.9.1953) dein von der Entlassun.g 

betroffenen Dienstnehmer mehr zuges-proohen als die ihm auf ,Grund der gel­

tenden Vorsohriften zusteh!?nden Ruhegenüsset und zwar ab dem Zeitpunkt der 

.irksamkeit der Gnadenentsohliessung des Bundespräsidenten. Die in der Be­

gründung der Entsoheid.ung 4 Ob 70/52 enthaltenen Ausführungen über die 

Rüek;wirkung der Gnadenentschliessung auf die Entlassung selbst gehen über 

die im konkreten Fall für .die Entscheidu.ng m~ssgebliohe R.echtsfrage hinaus 

und haben sich daher auch bei der Entscheidung über das Klagebegehren nicht 

ausgewirkt. In den sp~terent vollkommen übereinstimmenden Erkenntnissen 

hat. o,e1' Oberste Geriohtshof ~berdies seine Rechtsansicht über das Wesen 

der Dispens und ihre AuswirlQlOgen auf eine früher eingetretene Entl~ssung 

eingehend begründet. 

Die in der zweiten Frage ergangenen oberstgeriohtliehen Ent­

soheidungen (4 Ob 8/47 vom 26 .. 4.1947, 4 Ob 10/48 vom 8.7,,1948. 4 Ob 13Ö/52 
vom 11.11.1952" 4 Ob 124/53 vom 7.7.1953 und 4 Ob 92/53 VOm 9.7.1953) sind 

als konform zu bezeiohnen. Der in der Entscheidung 4 Ob 10'/48 aufgestellte 

Grundsat~, dass die fra"e, ob ,€ine Massnahme naoh dem Wirtsohaftssäuberung's­

g~&etz duroh dessen Bestimmungen gedeckt ist, ausschliesslioh von der 

Kommission zu beurteilen c~i, wird in den späteren Entsoheidungen in bezug 

auf die Frage der Sondergenehmigung nach der Wehrmachtsschutzveroranung . 

ledigllo~ dahin konkretisiert, dass auoh diese Frage im 'Rahmen des Wirt,­

sehafts8äuberungsgesetz,es 'liege. Diese Ansicht gründet sich auf § 5 des 

Wirtschaftssäuberungsgesetzes, laut welohem Entlassungen und Kündigungen 

. naoh diesem Gesetz zu ihrer RechtslIirksamkeit der Zustimmlfng des Arbe! ts­

amtes nioht bedürfen. 

... ........... -....... 
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